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Verbändeanhörung zur 5. VO zur Änderung des NSGBefV,  
Stellungnahme des Kanu-Verbandes Rheinhessen e.V. (online eingereicht) 
 

 

Sehr geehrte Frau Dr. Petra Nethövel-Kathstede, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Kanu-Verband Rheinhessen e.V. vertritt die in Rheinhessen ansässigen kanusporttreibenden Vereine 
mit rund 1700 Sportler*innen in 12 Vereinen. Ebenso wie unser Dachverband, der Deutsche Kanu-Verband 
e.V. (DKV) legen wir einen großen Wert auf die naturverträgliche Ausübung des Kanusports und führen 
regelmäßig Umweltschulungen für organisierte und nicht-organisierte Paddler*innen sowie andere 
Wassersportler*innen durch.  
 
Mit o.g. Schreiben haben Sie den Entwurf der 5. VO zur Änderung der Naturschutzgebietsbefahrensver-
ordnung (NSGBefV) mit Stand vom 06.03.2025 an die Verbände und Vereine zur Anhörung übersandt. Die 
angestrebten Änderung hätte zur Folge, dass auf der Bundeswasserstraße Rhein bei Bingen das Befahren 
eines Stillwasserbereichs vom 01. April bis zum 15. Oktober erheblich eingeschränkt würde. Für den Rest 
des Jahres besteht seit 1987 in diesem Bereich bereits ein vollständiges Befahrungsverbot vom 15. 
Oktober bis zum 31. März.  
 
Den Antrag auf Fristverlängerung zur Stellungnahme durch die Sportverbände und -vereine über den 
11.04.2025 hinaus haben Sie abschlägig beschieden, obwohl ihr Referat, die SGD Süd und Umweltschutz-
verbände spätestens seit Mitte 2022 im engen Kontakt zur Entwicklung der Änderung standen, ohne dabei 
die Nutzer des Gebiets (Sportverbände) einzubeziehen.  
 
Uns ist unverständlich, warum seitens der SGD Süd bereits mehrere Jahre lang mit den Fachverbänden für 
Naturschutz über eine weitere Befahrensbeschränkung im NSG Fulder Aue – Ilmen Aue verhandelt wurde, 
während die betroffenen Wassersportverbände mit der Allgemeinverfügung der SGD Süd vom 23.07.2024 
mit dem de-facto ganzjähigen Befahrungsverbot vor vollendete Tatsachen gestellt wurden. Erst nach zahl-
reichen Protesten kam es zu den -soweit uns bekannt- vier zeitlich sehr eng begrenzten Terminen für die 
Runden Tisch Gespräche zwischen September und Dezember 2024. Davon erhielten die Wassersportver-
bände und -vereine insgesamt ca. eine Stunde lang die Gelegenheit, mehrere verschiedene Vorschläge zu 
naturverträglichen Nutzungskonzepten zu machen, die beim Referentenentwurf weitgehend unberücksich-
tigt geblieben sind. Der Referentenentwurf folgt im Wesentlichen der bereits im November 2022 zwischen 
der SGD Süd und Vertretern von Naturschutzorganisationen abgesprochenen Regelung. Für uns stellt sich 
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daher die Frage, ob die Beteiligung der Wassersportverbände und -vereine ernst gemeint war oder die 
Termine nur anberaumt wurden, um den Anschein der Partizipation wahren zu können.    
 
Der Kanu-Verband Rheinhessen e.V. lehnt den vorliegenden Referentenentwurf daher entschieden ab und 
fordert das Bundesministerium für Digitales und Verkehr auf,  
 
• den vorliegenden Entwurf zurückzuzuiehen,  
• sich bei einem Ortstermin gemeinsam mit Vertretern der Wassersportverbände einen Überblick über 

den betroffenen Bereich zu verschaffen,  
• sich in einem nächsten Schritt mit den anliegenden Vereinen und Verbänden über mögliche 

Alternativen zum o.g. Entwurf umfassend abzustimmen,  
• und nach erfolgter Abstimmung und Anhörung ggfs. einen neuen Entwurf vorzulegen, dem eine 

angemessene Güterabwägung zu Grund liegt.  
 
Wir begründen dies wie folgt:  
 
Der vorliegende Referentenentwurf widerspricht dem rechtsstaatlichen Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit. Die vorgesehenen Maßnahmen sind weder geeignet, noch erforderlich oder gar angemessen:  

 
Vorrangig soll der Wassersport weiter eingeschränkt werden, zusätzlich zu der bereits bestehenden Befah-
rungsverbot der Wasserfläche im Winterhalbjahr. Allerdings hat die SGD Süd bei den Gesprächen am 
Runden Tisch selbst eingeräumt, dass es statt einer Verschärfung der Restriktionen andere ungenutzte 
Möglichkeiten gäbe, den Vogelschutz zu verbessern und Beeinträchtigungen zu verringern, hat aber nach 
eigener Aussage dazu bisher weder Maßnahmen umgesetzt noch geplant:   

 
Die Nutzerlenkung im Naturschutzgebiet (NSG) ist verbesserungsbedürftig. Z.B. stören Fußgänger-
*innen und Hunde die Vogelpopulation lt. Aussagen von Vertretern der Naturschutzverbände erheblich, 
wenn sie vom Ufer her Kiesbänke und Flachwasserzonen betreten. Dennoch fehlen hier Zäune und 
Informationstafeln oder eine Wegführung, die von den besonders sensiblen Bereichen fort leitet.   

 
Es besteht ein Vollzugsdefizit hinsichtlich der bereits bestehenden Schutzanordnung im NSG. Die 
SGD Süd sieht sich nicht in der Lage, den Vollzug der Rechtsverordnung zum Schutzgebiet NSG-7300-019 
„Fulderaue – Ilmenaue“ sicherzustellen. Dort sind ganzjährig bereits z.B. der Leinenzwang für Hunde in § 4 
Nr. 24, das Badeverbot in § 4 Nr. 28, das Verbot die Wege zu verlassen und das Anlegeverbot an Ufern 
und Sandbänken in § 4 Nr. 23 verankert. Begründet wurde dies bei den Runden Tischen mit 
Personalmangel.  

 
Kontrollen des Nutzerverhaltens im NSG würden in weiten Teilen die in der naturschutzfachlichen Bewer-
tung von Herrn Ludwig Simon sowie die von der Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz (GNOR) e.V. 
geforderten Schutzziele erreichen. Darüber hinaus ist es mehr als fraglich, ob eine Verschärfung der 
Restriktionen auf dem Papier tatsächlich die vom Vogelschutz geforderten Ziele erreichen wird, wenn nicht 
auf der Vollzugsseite bez. vorhandener Vorschriften erheblich nachgebessert wird.  

 
Siehe hierzu auch die gemeinsame Pressemitteilung von NABU, GNOR, HGON und Pollichia vom 
09.09.2024 „Naturschutzorganisationen fordern konsquentes Vorgehen gegen Verstöße im Natur- und EU-
Vogelschutzgebiet Fulder Aue – Ilmen Aue“, abgerufen am 08.04.2025 unter https://gnor.de/wp-
content/uploads/2024/09/pressemitteilung-naturschutzorganisationen-fulder-ilmen-aue-final-9Sept2024-
1.pdf. Die dort angeführten Störungen sind Verstöße gegen die bereits bestehende Schutzanordnung im 
NSG. Mehr als 30 weitere Verstöße aus dem Zeitraum 2011 bis 2024 werden in der Stellungnahme der 
GNOR vom 22.08.2024 aufgeführt, abgerufen am 08.04.2025 unter https://gnor.de/wp-
content/uploads/2024/09/GNOR_-Stellungnahme-Allgemeinverfuegung-22.8.24-Fulderaue_Ilmenau.pdf. 
Auch hier handelt es sich überwiegend um Verstöße gegen die bereits bestehende Schutzanordnung in 
diesem NSG.  
 
Die Maßnahme ist ungeeignet. Die zur Nutzung ausgewiesene Wasserfläche ist die flachste im gesamt 
NSG. Diese ist nur bei sehr hohen Wasserständen erreichbar und nutzbar. Angenommen, dass -wie in der 
naturschutzfachlichen Bewertung in Kapitel 7 auf Seite 12 von Herrn Ludwig Simon erwähnt- die Flach-
wasserzonen und Sandbänke die besonders schützenswerten Zonen darstellen, dann sind diese Bereiche 
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bei niedrigen Wasserständen für Wassersportler mangels Wasser nicht zugänglich (vgl. Nutzungs-
konzept des Deutsche Ruderverbands (DRV) vom 14.11.2024, am 18.11.2024 beim Runden Tisch vorge-
stellt). Unterhalb eines Pegels von 150-160 cm Bingen können sich muskelkraftbetriebene Boote in der 
Stillwasserzone kaum noch bewegen, weil dann die Sand- und Kiesbänke herausragen. Muskelkraftbe-
triebene Boote (Ruderboote, Kajaks, SUPs) haben einen -wenn auch nur geringen- Tiefgang und benötigen 
einen Wasserstand von 30 cm oder besser 50 cm über Grund, um das Paddel oder Ruder einzutauchen. 
Daher können die ausgeprägten Flachwasserzonen von Wassersportlern*innen nicht befahren werden. Die 
Hauptstörquelle sind dann Fußgänger*innen, die diese Bereiche vom Ufer aus betreten. Sind die 
Pegel ausreichend für den Wassersport und ankernde Motorboote, sind die Sandbänke und Flachwasser-
zonen überflutet und die Vögel, die auf diese Bereiche angewiesen sind, weichen in andere Flachwasser-
zonen aus.  
 
Die Maßnahme ist nicht angemessen. Eine Differenzierung verschiedener Wassersportarten wurde nicht 
vorgenommen, wie z.B. zwischen muskel-, wind- und motorgetriebenen Wasserfahrzeugen oder zwischen 
vereinsgebundenen Wassersportler*innen mit entsprechender Umweltbildung und unorgansierten Einzel-
personen. Unterschiede im Störpotential einer schützenswerten Vogelpopulation wurden ebenfalls nicht 
berücksichtigt. Auch Herr Ludwig Simon führt in seiner naturschutzfachlichen Bewertung in Kapitel 5 auf 
Seite 6 an, dass insbesondere unorganisierte Sportler*innen zu Störungen der Vogelpopulation im NSG  
beigetragen hätten. Dies wurde im Verordnungsentwurf ebenso unberücksicht gelassen, wie verschiedene 
von den Wassersportverbänden gemachte Vorschläge, die eine Vereinbarkeit von Naturschutz und Natur-
sport zum Ziel hatten. 
 
Z.B ist für die in Vereinen organisierte Paddler*innen ein naturverträglicher Sport selbstverständlich. Wir 
fördern das Naturverständnis und bringen unseren Mitgliedern bereits in der Anfängerausbildung die 
Grundlagen einer naturschonenen Sportausübung auf dem Wasser bei. In vertiefenden Schulungen ver-
mitteln wir die Belange des fragilen Ökosystems, in dem wir unseren Sport ausüben. Unsere Mitglieder 
akzeptieren und respektieren die in ihrem Paddel- bzw. Ruderrevier gültigen Rechtsverordnungen zum 
Naturschutz. Unser Dachverband, der Deutsche Kanu-Verband e.V. stellt die in Deutschland gültigen 
Befahrungsregelungen als Service für alle zur Verfügung, siehe 
https://www.kanu.de/FREIZEITSPORT/Infothek-fuer-Paddler/Tourenplanung-
75519.html#befahrungsregelungen  

 
Eine ausreichende Güterabwägung hat nicht stattgefunden. Die Ausübung des Wassersports ist in der 
vorschlagenen Zone nicht unfallfrei möglich:  
 
Der Bereich, der durch den Wassersport genutzt werden darf, liegt 200 m von der Ilmen Aue und 20 m vom 
linksrheinischen Ufer entfernt im Abschnitt Rhein-km 525,5 bis km 523,8. Bei hohem Wasserstand bleibt in 
dieser 1700 m langen Zone ein etwas 80 m breiter Streifen für den Wassersport. Dort sollen sich Ruder-
boote (die 12,5 – 15 m Platz brauchen), Kanus, Segelboote (die vom Wind abhängig sind und ggfs. kreuzen 
müssen) und fahrernde Motorboote den Bereich mit ankerenden Motorbooten teilen. Bei mittleren und 
niedrigen Wasserständen wird die Wasserfläche jedoch deutlich kleiner und die Unfallgefahr durch Kolli-
sionen zwischen verschiedenen Nutzern steigt. Die Strecke ist auch zu kurz, Regatta- und Trainings-
strecken, die entweder nur von Ruderbooten oder nur von Kanus genutzt werden, sind mindestens 2000m 
lang.  

 
Von der SGD Süd wurde beim Runden Tisch am 18.11.2024 vorgeschlagen, stattdessen die rechtsrheini-
sche Uferseite zu nutzen. Dies ist nicht möglich: Die Fahrrinne der Bundeswasserstraße wird linksrhei-
nisch vom Längsbauwerk entlang/zwischen der Fulder und Ilmen Aue begrenzt und reicht auf der rechts-
rheinischen Seite bis zu den Spitzen der Querbauwerke. Innerhalb der Querbauwerke können allenfalls 
Motorboote ankern, Kanu- und Rudersporttreibende können dort wegen der gefährlichen Strömung nicht 
trainieren, für Segler*innen reicht der Platz nicht.  
 
Muskelkraftbetriebene Boote, die von flußaufwärts gelegenen Vereinen in Richtung Bingen oder Ingel-
heim fahren wollen, müssen auf Grund der Neuregelung im Hauptfahrwasser bleiben. Sie dürfen weder an 
der oberhalb (östlich) der Fulder Aue gelegenen Einfahrt noch an der nur auf die Ausfahrt beschränkten 
Durchfahrt bei Rhein-km 522,5 in die Stillwasserzone einfahren. Sie müssen auf der gesamten Strecke 
entlang des NSG innerhalb der Hauptfahrrinne bleiben. Dies ist gefährlich, weil Strömung und Wellen-
schlag von der Berufsschifffahrt die muskelkraftbetriebenen Boote zum Kentern bringen kann. Außerdem 
müssten sie gem. Rheinschifffahrtspolizeiverordnung (RheinSchPV) § 6.02 Nr. 1 der Berufsschifffahrt den 
notwendigen Raum lassen. D.h. sie müssten eigentlich die Fahrrinne auf dem kürzesten Weg verlassen 
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und sollen sich zu ihrer eigenen Sicherheit sowie zur Gewährleistung der Leichtigkeit der Berufsschifffahrt 
nicht in der Fahrrinne aufhalten.  
 
Die Ausnahmeregelung für den Vereinssport mit muskelkraftbetriebenen Booten ist unklar und hätte für 
die betroffenen Vereine zusätzliche Kosten zur Folge: Vom Gebiet der erlaubten Nutzung soll flußauf-
wärts nur für die Ausfahrt ein schmaler Korridor ausgetonnt werden bis zum Durchlass unterhalb der Fulder 
Aue bei Rhein-km 522,5. Die Nutzung soll lt. Entwurf nur für „registrierte Boote des muskelkraftbetriebenen 
Vereinssports“ zulässig sein. Die Regelung lässt völlig offen, nach welcher Vorschrift und wo die Boote 
registriert werden sollen. Es gibt eine zwar Kennzeichnungspflicht für Kleinfahrzeuge nach Rheinschiff-
fahrtspolizeiverordnung (RheinSchPV) § 2.02, diese beschränkt sich bei muskelkraftbetriebenen Booten 
aber außen auf das Anbringen des Namens. Lt. Verordnung über die Kennzeichnung von auf Binnenschiff-
fahrtsstraßen verkehrenden Kleinfahrzeugen (KlFzKV-BinSch), § 1 Nr. 2 Abs. d und § 2 (2) dürfen muskel-
kraftbetriebene Wasserfahrzeuge ein amtliches Kennzeichen führen, es ist aber nicht erforderlich. Soll also 
ein amtliches Kennzeichen für 29,70 € für jedes Vereinsboot oder Boot eines Vereinsmitglieds beantragt 
werden, dass diesen Durchlass nutzen möchte?  
 
Die zugrunde gelegte „Naturschutzfachliche Bewertung der Situation im Naturschutzgebiet (NSG) ‚Fulder 
Aue – Ilmen Aue‘ und Erarbeitung eines Vorschlages für ein Nutzungskonzept“ von Herrn Ludwig Simon ist 
weder ein Gutachten noch werden wissenschaftliche Standards eingehalten, die eine solche Beein-
trächtigung des Wassersports auf den Stillwasserflächen rechtfertigen würde:  

 
Die für den Referentenentwurf zugrunde gelegte naturschutzfachliche Bewertung stützt sich auf Zufalls-
beobachtungen, die in der Datenbank Ornitho.de über den Zeitraum 2014-2024 von Ornithologen und 
interessierten Laien dokumentiert wurden. Siehe dazu auch § 1(1) der „Richtlinien zur Nutzung von Beob-
achtungsdaten aus ornitho.de und Gebührenordnung für das Bundesland Rheinland-Pfalz“, abgerufen am 
09.04.2025 unter https://gnor.de/wp-content/uploads/2022/09/20220822_Richtlinien-
Datennutzung_ornitho.pdf.   

 
Die dafür gemachten Beobachtungen wurden von nur drei gut zugänglichen Beobachtungspunkten aus 
gemacht, die ca. bei den Rhein-km 524, 522,75 und 520,3 am Ufer liegen, siehe o.g. Dokument von Ludwig 
Simon, Anhang „Karte 1 NSG bei Niedrigwasser ….“. Die Karten 3 bis 47 zeigen die gemachten Sichtungen 
im Zeitaum 01.04. – 14.10. zwischen 2014 und 2024. Die Mehrzahl der Sichtungen fand in dem Gebiet 
statt, das bei niedrigen Wasserständen trocken fällt. Warum dann gerade dieser Bereich als „verträglich“ für 
die Nutzung durch Wassersportler ausgewiesen werden soll, ist für uns nicht nachvollziehbar. Darüber 
hinaus ist er bei normal-niedrigen Wasserständen durch die dicht unter der Wasseroberfläche liegenden 
Querrippen für uns nicht befahrbar.  
 
In der naturschutzfachlichen Bewertung erwähnt Herr Ludwig Simon auf Seite 13 einen Rückgang der 
beobachteten Vogelpopulationen im NSG und räumt ein, dass es dafür auch überregionale Gründe oder 
Veränderungen in der Nahrungsverfügbarkeit geben kann. Weiter untersucht oder gar berücksichtigt wurde 
das bei den Maßnahmenvorschlägen nicht. Wie von Herrn Simon in den Runden Tischen dargestellt, 
zeigen Vergleichsdaten aus anderen VSGen in Rheinland-Pfalz paralle Rückgänge. Dies läßt eher auf 
eine verringerte Nahrungsverfügbarkeit (Insekten), Krankheiten und Klimaveränderungen schließen und 
nicht als den Wassersport als eine Hauptursache für den Rückgang. Aussagen von „Gewährsleuten“, wie 
auf den Seiten 18-21 sind kein Ersatz für wissenschaftliche Arbeit. Bedrohungen und Risiken werden in 
Kapitel 5 und 6 überwiegend auf den Wassersport und andere Freizeitnutzer abgestellt, andere 
Aspekte werden nicht betrachtet oder bewertet, wie z.B. das Auftreten invasiver Arten, Umgebungs-
variablen (Nähe zur Hauptfahrrinne der Bundeswasserstraße), klimatische Veränderungen und deren 
Einfluß auf die Wasserstände im NSG.  
 
Quellen, die in der naturschutzfachlichen Bewertung als Beleg für die Störwirkung durch den Wassersport 
angeführt werden und aus denen „zur Konvention“ eine Wirkreichweite von 500 m für Störungen der 
Vogelwelt durch Wassersporttreibende abgeleitet wird, beziehen sich auf gänzlich andere Habitate (s. 
Tabelle 2: Bauer, Döpfner, Fluhr-Meyer, Gädtgens) oder beruhen nicht aus wissenschaftlich gewonnen 
Daten (s. Tabelle 2: Bull). Der wissenschaftliche Hintergrund für die Wahl dieser Wirkreichweite für alle 
Wassersportarten ist nicht belegt.  
 
Nachweislich wurde mindestens seit Mitte 2022 über weitere Restriktionsmaßnahmen im NSG verhandelt. 
Bereits zu diesem Zeitpunkt muss den an den Verhandlungen beteiligten Behörden und Naturschutzver-
bänden klar gewesen sein, dass wissenschaftliche und artenschutzfachliche Untersuchungen fehlen, 
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die als stichhaltige Begründung für die jetzt angestrebten Änderung der NSGBefV verwendbar wären. 
Daher ist die von Herrn Simon in der naturschutzfachlichen Bewertung auf Seite 3 gemacht „Eile“ und der 
„kurze Zeitraum von nur vier Wochen“ nicht nachvollziehbar. Mit Beauftragung eines artschutzfachlichen 
Gutachtens schon in 2022 hätte jetzt bereits eine belastbare Entscheidungsgrundlage vorgelegen.  
 
Mögliche mildere Mittel wurden nicht in Betracht gezogen. Wir verweisen in diesem Zusammenhang 
auf die verbesserungswürdige Nutzerlenkung und das Vollzugsdefizit. Darüberhinaus wurden von den 
Wassersportverbänden zahlreiche Vorschläge für eine Vereinbarkeit von Sport und Natur gemacht, die 
nicht berücksichtigt wurden. Siehe dazu z.B. die o.a. Vorschläge zur pegelabhängigen Nutzung des 
DRV, Vorschläge zu einer freiwillige Beschränkung ähnlich wie sie an den Voralpenseen besteht (siehe 
https://www.lbv.de/news/details/zum-schutz-der-ueberwinternden-zugvoegel-freiwilliger-verzicht-auf-
wassersport/), Befahrungserlaubnis nur mit nachgewieser Umwelt-Schulung, Begrenzung der Nutzer-
zahlen durch ein Anmeldesystem (siehe dazu die Vereinbarung zwischen dem DKV und der SGD Nord 
(siehe https://www.kanu.de/Die-Sauer-Ausnahmeregelung-fuer-Mitglieder-der-Kanu-Verbaende--
85150.html).  
 
Gerne bringen wir unsere Expertise ein für die Erarbeitung einer Regelung, die die Vereinbarkeit von Sport 
und Natur ermöglicht.  
 
Wir sind mit der Veröffentlichung der Stellungnahme unseres Verbandes einverstanden.  
 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme und stehen für Fragen sowie für den von uns 
geforderten Austausch mit den Sportverbänden gerne zur Verfügung.  

 
 

  

 

 

Dr. Isrun Bohlinger 
Präsidentin des Kanu-Verband Rheinhessen e.V.  
im Deutschen Kanu-Verband e.V.  
 
 
in Kopie an:  
Herr Sören Bartol, Parlamentarischer Staatssekretär beim BMDV 
Oliver Strubel, Geschäftsführer Freizeitsport im DKV 
Petra Schelhorn, Ressortleiterin Umwelt und Gewässer im DKV 
Michael Stoffels, Ressortvorsitzender Wanderrudern, Ruderreviere, Umwelt und Technik im DRV 
Thorsten Richter, Vorstand Sportbund Rheinhessen e.V.  
Birgit Fluhrer, Initiatiorin der IG Inselrhein 
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